
 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 215/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 03.06.2009
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-440

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 16.06.2009 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anlage mit 
Stand vom 03.06.2009 im Verwaltungshaushalt auf 25.711,65 € sowie im Vermögenshaushalt 
auf 6.425,64 €. 
 
 
Finanzierung: 
 
 Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist gewährleistet durch Minderausgaben bzw. 
Mehreinnahmen bei anderen Haushaltsstellen sowie die Deckungsreserve.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die Haushaltsüber-
schreitungen im Verwaltungshaushalt mit 25.711,65 € sowie im Vermögenshaushalt mit 
6.425,64 € zu genehmigen.  
 
 
___________________ 
Rißler 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 03.06.09)   
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EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5 6 7 8
Stand: 03.06.2009
Verwaltungshaushalt

75000.500000 Gebäude- und 
Grundstücksunterhaltung 
Friedhof

5.500,00 24.611,65 19.111,65 0,00 19.111,65 Instandsetzung der Friedhofskapelle gemäß Beschluss der 
Gemeindevertretung vom 26.03.2009

90000.845000 Verzinsung von 
Steuererstattungen

1.500,00 8.100,00 6.600,00 0,00 6.600,00 Rückerstattung von Gewerbesteuerzahlungen für Vorjahre

Summe 7.000,00 32.711,65 25.711,65 0,00 25.711,65

25.711,65
Vermögenshaushalt

02000.935000 Erwerb von bewegl. 
Vermögen für 
Gemeindebüro

2.000,00 3.625,64 1.625,64 0,00 1.625,64 neue Telefonanlage sowie Tresorschrank für 
Gemeindebüro

70070.960000 Aufstellung Kanalkataster 0,00 4.800,00 4.800,00 0,00 4.800,00 Ing.-Kosten für Kanalkataster Schmutzwasserableitung 
gemäß Beschluss der Gemeindevertretung vom 
26.03.2009 (Umsetzung SÜVO)

Summe 2.000,00 8.425,64 6.425,64 0,00 6.425,64

6.425,64

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Holm

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen

noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 
Haushaltsplan 

(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag davon bereits 
genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 205/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 30.03.2009
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 16.06.2009 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Kindergartenbeitrag zum Kindergartenjahr 2009/2010 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeindevertretung Holm hat auf ihrer Sitzung am 07.05.2008 beschlossen, die 
Elternbeiträge für die Holmer Kindertagesstätten für das Kindergartenjahr 2008/2009 wieder 
den Richtlinien des Kreises Pinneberg anzupassen. 
 
Der Kreis Pinneberg hat jetzt die Angleichung der Gebühren der Kindertagesstätten zum 
01.08.2009 (Anlage 1) mitgeteilt.  
 
Da der Beschluss vom 07.05.2008 lediglich für das Kindergartenjahr 2008/2009 galt, muss 
die Gemeindevertretung jetzt beschließen, ob die Angleichung der Beiträge auch ab dem 
Kindergartenjahr 2009/2010 mit den neuen Beträgen des Kreises Pinneberg gelten soll. 
 
Stellungnahme: 
 
Die Angleichung der Gebühren durch den Kreis Pinneberg erfolgte entsprechend der 
Erhöhung des Lebenshaltungsindexes von 1 %.   
 
 
Finanzierung: 
 
Durch die Anpassung der Beiträge erhöhen sich die Einnahmen der Kindertagesstätten.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertretung beschließt für die Holmer 
Kindertagesstätten die Anpassung der Elternbeitrage nach den Richtlinien des Kreises 
Pinneberg ab dem Kindergartenjahr 2009/2010.  
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___________________ 
      (Rißler) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Richtlinien des Kreises Pinneberg  
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 206/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 04.05.2009
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/ 461.5711

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 16.06.2009 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2008 DRK-Kindergarten Holm 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg  hat die Jahresrechnung für 2008 für den DRK-
Kindergarten Holm vorgelegt (Anlage 1). Gesamteinnahmen in Höhe von 392.337,10 Euro 
stehen Gesamtausgaben in Höhe von 388.062,30 Euro gegenüber, so dass sich ein Überschuss 
in Höhe von 4.274,80 Euro ergibt. Der Rechnungsprüfungsausschuss der Gemeinde hat die 
Jahresrechnung am 23.04.2009 stichprobenartig überprüft und keine Beanstandungen 
festgestellt. 
 
Stellungnahme:  
 
Wie aus der Aufstellung des DRK zu ersehen ist, entsprechen die Ausgaben im Wesentlichen 
der Haushaltsplanung 2008. Geringe Mehrausgaben waren im Bereich der 
Personalnebenkosten,  der Fort- und Weiterbildung, der Unterhaltung der Gebäude und 
Außenanlage, des Inventars und der Aufwendungen für die Einzelintegration notwendig. 
Diese wurde gedeckt durch Mehreinnahmen beim Kostenausgleich und Minderausgaben im 
Bereich der Fachberatung, der Bewirtschaftungskosten und der Reisekosten.  
 
Durch Elternbeiträge sind 39,05  % der Gesamtausgaben gedeckt. 
 
Das von der Gemeinde Holm gezahlte Wohngeld für die Kindertageseinrichtung für das Jahr 
2007 betrug 18.978,56 Euro und wurde im Jahr 2008 in der Jahresrechnung des DRK-
Kindergartens als Durchbuchung dargestellt. Es beinhaltet u.a. die Kosten für die Heizung, 
anteiligen Strom, Wasser, Müll, Versicherung, Garten- und Winterdienst, Abwasser und 
Hausmeister. Die Gemeinde Holm hatte im Jahr 2008 Ausgaben für den DRK-Kindergarten 
für die Gebäude- und Grundstücksunterhaltung in Höhe von 5.052,77 Euro. 
 
 
 
Finanzierung  
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Laut Vertrag mit dem DRK-Kreisverband Pinneberg wurde die Überzahlung aus dem Jahr 
2008 mit der nächsten Abschlagszahlung in 2009 bereits verrechnet.  
 
 
  
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Finanzausschuss empfiehlt/ die Gemeindevertretung beschließt die Jahresrechnung 2008 
des DRK-Kindergartens Holm anzuerkennen. Der Überschuss in Höhe von 4.274,80  Euro 
wurde bereits mit der 2. Abschlagsrate verrechnet.  
 
 
 
(Rißler) 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlage: Jahresrechnung DRK-Kindergarten und Prüfbericht 
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 212/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 28.05.2009
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/461.5710

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 16.06.2009 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2008 Kindergarten Arche Noah 
 
Sachverhalt: 
 
Der evangelische Kindergarten Arche Noah hat die Jahresrechnung 2008 vorgelegt (Anlage). 
Gesamteinnahmen in Höhe von 227.073,30 Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 
231.348,06 Euro gegenüber, so dass sich eine Unterdeckung in Höhe von 4.274,76 Euro er-
gibt. Der Rechnungsprüfungsausschuss der Gemeinde hat die Jahresrechnung am 20.05.2009 
stichprobenartig überprüft und keine Beanstandungen festgestellt, jedoch um Informationen 
über die Ausgaben zu dem Gebäude-/Anlagen-/ und Inventarunterhaltung gebeten.  
 
Stellungnahme: 
 
Die Nachzahlung  in Höhe von 4.274,76 Euro wird gemäß dem Finanzierungsvertrag mit der 
nächsten Abschlagszahlung an die Kirchengemeinde gezahlt. Die Nachzahlung ergab sich 
unter anderen  durch einen niedrigeren Landeszuschuss und höhere Bewirtschaftungskosten.  
 
Die entstandene Rücklage wurde im Jahr 2008 aufgelöst. 5.626,83 Euro wurden an die Ge-
meinde Holm zurückgezahlt. Für 6.307,01 Euro wurde die Heizungsanlage erneuert. Diese 
Kosten sind in den Ausgaben für die Gebäude- Anlagen- und Inventarunterhaltung enthalten.  
 
Von der Gemeinde Holm wurde der Mietwert des evangelischen Kindergartens in Höhe von 
16.461 Euro durchgebucht.  
 
Durch die Elternbeiträge sind 32,73  % der Kosten gedeckt. 
  
 
 
Finanzierung: 
 
Die Nachzahlung in Höhe von 4.274,76  Euro erfolgt mit der 2. Abschlagszahlung. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt/ die Gemeindevertretung beschließt die Jahresrechnung 2008 
des evangelischen Kindergartens  Holm anzuerkennen. Die Nachzahlung in Höhe von 
4.274,76  Euro erfolgt mit der 2. Abschlagszahlung. 
 
 
 
___________________ 
  (Rißler) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Jahresrechnung evangelischer Kindergarten Arche Noah 
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 208/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 12.05.2009
Bearbeiter: Stefan Pietruska AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 16.06.2009 öffentlich 
Bauausschuss der Gemeinde Holm 25.06.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Erlass einer Neufassung der Ausschreibungs- und Vergabeordnung der 
Gemeinde Holm 
 
 
Sachverhalt: 
Das Gemeindeprüfungsamt des Kreises Pinneberg weist auf die Änderung der Schleswig-
Holsteinischen Vergabeordnung zur befristeten Aussetzung von Wertgrenzen-Regelungen als 
Vereinfachung im Vergaberecht zur beschleunigten Umsetzung investiver Maßnahmen im 
Rahmen des Konjunkturpakets II der Bundesregierung hin. 
 
 
 
Stellungnahme: 
Nachdem bereits für den Zuständigkeitsbereich der Bundesbehörden zur Beschleunigung von 
Investitionen Vereinfachungen im Vergaberecht sowohl durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie (Vergabe von Dienst- und Lieferleistungen nach der VOL) als 
auch durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung (Vergabe von 
Bauleistungen nach der VOB) vorgenommen worden sind, hat das Land Schleswig-Holstein 
inzwischen diese Regelungen übernommen und die Schleswig-Holsteinische Vergabeordnung 
(SHVgVO) entsprechend geändert. 
Mit sofortiger Wirkung sind damit die Wertgrenzen für die Zulässigkeit von 
Auftragsvergaben bei Beschränkten Ausschreibungen und Freihändigen Vergaben befristet 
für die Dauer bis zum 24.11.2010 erweitert worden. 
Im Einzelnen sind jetzt bei Bauleistungen nach der VOB Beschränkte Ausschreibungen bis 1 
Mio. €  (bislang 200.000 € bei Vorschaltung eines Teilnehmerwettbewerbes und 100.000  € 
ohne Teilnehmerwettbewerb) sowie Freihändige Vergaben bis 100.000 € (bislang 30.000 €) 
ohne nähere Begründung zugelassen. 
Bei Dienst- und Lieferleistungen nach der VOL erhöht sich die Wertgrenze für die 
Zulässigkeit Beschränkter Ausschreibungen (bisher 50.000  €) und Freihändiger Vergaben 
(bisher 25.000 €) auf nunmehr einheitlich 100.000 €. 
Die erst ab Erreichung des EU-Schwellenwertes von 206.000 € zur Anwendung kommende 
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Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) und alle anderen EU-weiten 
Vergabeverfahren werden durch die Neuregelungen nicht berührt, da die Schleswig-
Holsteinische Vergabeordnung sich nur auf Auftragsvergaben unterhalb der jeweiligen EU-
Schwellenwerte bezieht. 
 
Das Gemeindeprüfungsamt empfiehlt, die vorgenannten Wertgrenzen-Änderungen ab sofort 
verbindlich in die Ausschreibungs- und Vergabeordnungen zu übernehmen. Zu diesem Zweck 
sollen die entgegenstehenden Bestimmungen befristet bis 24.11.2010 außer Kraft gesetzt 
werden. 
 
Das Gemeindeprüfungsamt hat sein Textmuster für Ausschreibungs- und Vergabeordnungen 
überarbeitet und den eingetretenen vergaberechtlichen  Änderungen angepasst. Dieses 
Textmuster ist bei der Neufassung der Ausschreibungs- und Vergabeordnung der Gemeinde 
Holm zu Grunde gelegt worden.      
 
 
Finanzierung: 
Keine  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/Der Bauausschuss empfiehlt/Die Gemeindevertretung 
beschließt, die in der Anlage beigefügte Ausschreibungs- und Vergabeordnung der Gemeinde 
Holm zu verabschieden. 
 
 
 
 
___________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen: 
Neufassung der Ausschreibungs- und Vergabeordnung der Gemeinde Holm 
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 218/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 10.06.2009
Bearbeiter: Uwe Denker AZ: 7 / 563.000

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 16.06.2009 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage  -   hier: Dachnutzungsvertrag 
 
Sachverhalt:  
 
Die politischen Gremien der Gemeinde Holm und der TSV Holm von 1910 e.V. sind sich 
einig darüber, das Sporthallendach (Südseite) für den Aufbau einer Photovoltaikanlage zu 
nutzen.  
Es soll hier über eine Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage errichtet werden. 
 
 
 
Stellungnahme: 
 
Die Statik des Sporthallendaches lässt die Montage der Photovoltaikanlage zu. Zur Sicherheit 
lässt die Mieterin des Daches die Zulässigkeit der zusätzlichen Dachlast überprüfen. 
Alle Ein- und Anbauten geschehen nur nach Zustimmung durch die Eigentümer. 
 
Die Verwaltung hat den vorgelegten Dachnutzungsvertrag geprüft und an einigen Stellen er-
gänzt bzw. geändert. Dieser Vertragsentwurf ist Bestandteil der Beschlussvorlage.  
 
 
Finanzierung: 
  
Auf die Gebäudeeigentümer  kommen keine Kosten zu. Alle im Zusammenhang mit der Pho-
tovoltaikanlage entstehenden Kosten trägt die Bürgersolar Gemeinde Holm GbR. 
 
Das Nutzungsentgelt wird jährlich an die Gemeinde überwiesen und diese sorgt für anteilmä-
ßige Verteilung zwischen den Eigentümern.  
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Beschlussvorschlag: 
 
 Der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt das Sporthallendach 
(600 m² Südseite) bis zum 31.01.2030 an die Bürgersolar Gemeinde Holm GbR zwecks Auf-
bau und Betrieb einer Photovoltaikanlage zu vermieten und  den Bürgermeister zum Ab-
schluss des vorliegenden Dachnutzungsvertrages zu ermächtigen. 
An den TSV Holm von 1910 e.V. als Miteigentümer ergeht die entsprechende Empfehlung 
diesen Vertrag ebenfalls zu  unterzeichnen. 
 
 
 
___________________ 
Rißler 
 
 
Anlagen:  Entwurf des Dachnutzungsvertrages 
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Dachnutzungsvertrag 

zur Installation und zum Betrieb 

einer Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage 

 

 

 

zwischen der 

Gemeinde Holm und dem TSV Holm von 1919 e.V., 

vertreten durch Bürgermeister Walter Rißler für die Gemeinde , 

und 

Herrn Peter Looks (Vorsitzender) für den TSV Holm von 1910 e.V., 

nachstehend „Vermieter“ genannt 
 

und 
 

der Gestattungsnehmerin 

Bürgersolar Gemeinde Holm GbR , 

nachstehend „Mieterin“ genannt. 

 

 

 
 

Präambel 
 

Der folgende Vertrag zur Errichtung einer Photovoltaikanlage auf 

dem Dach der Holmer Sporthalle in der Schulstraße soll in Koopera-

tion der Vertragsparteien dazu dienen, durch die Förderung der 

Nutzung einer effizienten und umweltverträglichen Energiequelle 

einen aktiven Beitrag für den Umwelt- und Klimaschutz zu leisten, 

mit einer Signalfunktion einen Nachahmungseffekt zu bewirken und 

im Hinblick auf die Errichtung der Anlage auf einer Liegenschaft der 

Gemeinde Holm insbesondere Holmer Bürgerinnen und Bürger dazu 

anregen, sich an diesem Projekt zu beteiligen. 
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§ 1 

Vertragsgegenstand 

 

(1) Die Vermieter sind Eigentümerin der Sporthalle, Schulstraße 
9, 25488 Holm, eingetragen beim Amtsgericht Pinneberg 
im Grundbuch der Gemeinde Holm  
unter Flur 3 Flurstück 220/2 
 
 

(2) Die Vermieter erlauben der Mieterin (Anlageneigentümerin) 
die Errichtung und den Betrieb einer netzgekoppelten 64,80 
kWp großen Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage auf dem 
unter Absatz 1 genannten Gebäude. 
Zu diesem Zweck wird auf dem Dach der Sporthalle eine Flä-
che von ca. 600 m2 vermietet. Die Vermieterin gestattet der 
Mieterin folgende Arbeiten in oder an dem Gebäude durch die 
von der Mieterin nach Absprache mit dem Vermieter beauf-
tragte Solarfachfirma: XXXXXXXXXX, XXXXXXXXXXXX. 
 

 1. Das Anbringen und die Installation der elektrischen 
Anlagen, 
 

 2. die Verbindung der Solarstromanlage mit dem öffentli-
chen Netz durch den zuständigen Netzbetreiber (derzeit: 
E.ON Hanse AG) einschließlich Zählerplatz (die Zustim-
mung des zuständigen Netzbetreibers vorausgesetzt), 
 

 3. die Verlegung der erforderlichen Anschlussleitungen, ggf. 
durch Nutzung von im Übrigen nicht benötigten Leer-
rohren,  
 

 4. die Installation der erforderlichen Schalt- und Messan-
lagen, 
 

 5. den Anschluss an einen Telefonanschluss bzw. an eine 
DSL-Flatrate zum Zwecke der Fernüberwachung des An-
lagenbetriebes, 
 

 6. ggf. die Installation einer Informations- (max. Ausmaße 
DIN A0) und einer Energieschautafel sowie die Verlegung 
der dazu erforderlichen Anschlussleitungen zur Veran-
schaulichung der aktuellen und akkumulierten Nennleis-
tung der gesamten Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage, 
 

 7. die Nutzung des Stromanschlusses der Sporthalle über 
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einen geeigneten Zwischenzähler zur elektrischen Versor-
gung der Messeinrichtungen und der Energieschautafel 
wird gestattet. Die Kosten sind zu erstatten. 
 

 Die Kosten für die unter § 1 Abs. 2 Ziff. 1-7 aufgeführten Ar-
beiten trägt die Mieterin: Die unter den Ziffern 1 bis 7 aufge-
führten Arbeiten bedürfen vor der Ausführung der Rückspra-
che und Zustimmung der Vermieterin. 
 

(3) Die Lage der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage (mit Grö-
ßenangaben), der Verlauf der Anschlussleitungen sowie der 
Installationsort für die sonstigen Anlagen sind in einem Lage-
plan einzuzeichnen. Dieser Plan wird nach vorheriger Abnah-
me durch die Vermieterin Bestandteil dieses Vertrages.  
 

(4) Alle von der Mieterin geschaffenen Einrichtungen werden mit 
ihrer Errichtung nicht Bestandteile des Grundstückes oder des 
Gebäudes, sondern verbleiben bis zum Ende der Laufzeit des 
Vertrages im unterhalts- und haftungspflichtigen Eigentum 
der Mieterin (Scheinbestandteile). Zur Sicherung der Nut-
zungsrechte wird eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
im Grundbuch eingetragen. Sämtliche durch die Eintragung 
entstehenden Kosten trägt die Mieterin. Die Mieterin verpflich-
tet sich, bei Beendigung des Vertragsverhältnisses auf ihre 
Kosten die Löschung der Dienstbarkeit zu veranlassen. 
 

(5) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Solar-
strom-Bürgerbeteiligungsanlage so installiert wird, dass sie 
ohne Aufwand an dem Gebäude und ohne Beschädigungsge-
fahr für das Gebäude oder von Teilen des Gebäudes ein-
schließlich der Dachflächen wieder entfernt werden kann. Die 
Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage wird auf einem geeigne-
ten Befestigungssystem auf dem Dach montiert. 
 

(6) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Solar-
strom-Bürgerbeteiligungsanlage nicht dem wirtschaftlichen 
Zweck des Gebäudes dienen soll. Nach Fertigstellung der ge-
samten Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage wird der erzeug-
te Strom über ein internes Netz in das öffentliche Netz des 
Versorgungsnetzbetreibers E.ON Hanse AG eingespeist und 
von diesem nach dem Erneuerbare Energien-Gesetz (EEG) 
vergütet. Hierbei auftretende Probleme gehen nicht zu Lasten 
der Vermieterin. 
 

(7) Die Vermieterin als Grundstückseigentümerin verpflichtet sich, 
gegenüber der Förde Sparkasse, die als Hausbank der Bürger-
solar Gemeinde Holm GbR den KfW-Kredit für die Finanzie-
rung der Photovoltaikanlage auslegt, eine „Verzichtserklärung 
zum Sicherungsgut“ abzugeben. Die Vermieterin verzichtet in 
dieser Verzichtserklärung gegenüber der Förde Sparkasse auf 
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ihr Vermieterpfandrecht, das ihr an der Photovoltaikanlage 
zusteht bzw. mit Einbringung zustehen wird. Zudem verpflich-
tet sich die Vermieterin darin, bei einer etwaigen Veräußerung 
des Grundstücks auch die ausdrückliche Verzichtserklärung 
des Erwerbers beizubringen. 

 

 

§ 2 

Voraussetzung für Installation und Betrieb 

 

(1) Die Mieterin verpflichtet sich vor Errichtung der Solarstrom-
Bürgerbeteiligungsanlage Pläne, insbesondere den Montage-
plan mit allen Einzelheiten wie ggf. Sturmsicherung oder Blitz-
schutz und technische Beschreibungen, der Vermieterin zu 
übergeben. Mit der Montage der Solarstrom-Bürgerbeteili-
gungsanlage und den sonstigen dafür an der Sporthalle erfor-
derlichen Arbeiten wird erst begonnen, nachdem die Vermie-
terin den vorgelegten Plänen schriftlich zugestimmt hat. 
 

(2) Die für die Errichtung und den Betrieb der Solarstrom-Bürger-
beteiligungsanlage erforderlichen Genehmigungen jeglicher 
Art sind der Vermieterin auf Verlangen zur Einsicht vorzule-
gen.  
 

(3) Die Anlage muss mit Blitzschutz und Potentialausgleich verse-
hen sein. Diese sind durch die Mieterin zu erstellen. Die dafür 
erforderlichen Genehmigungen sind durch die von der Mieterin 
mit der Anlageninstallation beauftragte Solarfachfirma einzu-
holen.  
 

(4) Bei der Montage der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage 
dürfen die zulässigen Verkehrslasten der betreffenden Dach-
flächen nicht überschritten werden. Die Zulässigkeit der Ver-
kehrslast wird von der Mieterin schriftlich durch Gutachten 
des beauftragten Ingenieurbüros, Dipl.-Ing. Helge Hinrichsen, 
Büro für Tragwerksplanung und Bauphysik, Dreiangel 8, 
24161 Altenholz-Klausdorf bescheinigt. Die Kosten für das 
Gutachten trägt die Mieterin. Die Einhaltung der angegebe-
nenzusätzlichen Dachlast ist Voraussetzung für die Unbedenk-
lichkeit der Maßnahme der Mieterin. Zu dem müssen die Sta-
tik und die Standfestigkeit der Solarstromanlage gewährleistet 
sein. Soweit bauliche Veränderungen an den betreffenden 
Dachflächen durchgeführt werden müssen, die eine Neube-
rechnung der Statik erfordern, wird die Tragfähigkeit des Da-
ches von Seiten der Mieterin durch ein erneutes Gutachten 
nachgewiesen. 
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(5) Die Leitungsführungen, die Anschlüsse der Anlage und die In-

stallation der Zählerplätze haben grundsätzlich nach den all-
gemein gültigen Vorschriften und in Abstimmung mit dem 
Vermieter zu erfolgen. 
 

 

 

§ 3 

Verpflichtung zum laufenden Betrieb 

 

(1) Die Mieterin wird die notwendigen Instandhaltungsmaßnah-
men bzw. Wartungsarbeiten fachgerecht auf eigene Kosten 
durchführen lassen. Die Arbeiten werden im Einvernehmen 
mit der Vermieterin durchgeführt. Die Mieterin ist verpflichtet, 
die Anlage regelmäßig (insbes. nach Stürmen und anderen 
Ereignissen höherer Natur) auf Funktionalität, Standfestigkeit 
und Sicherheit zu überprüfen. 
 

(2) Den Vermietern ist bekannt, dass ein wirtschaftlicher Betrieb 
der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage in der Regel nur bei 
einer Betriebszeit von mindestens 20 Jahren (zuzüglich des 
Jahres ihrer Inbetriebnahme) gewährleistet ist. Die Vermieter 
verpflichten sich deshalb, bauliche Veränderungen sowie an-
dere Maßnahmen an dem Gebäudekomplex, die eine Leis-
tungsminderung der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage be-
wirken könnten, nur nach Zustimmung der Mieterin vorzu-
nehmen. Ferner halten die Vermieter die Solarstromanlage 
vor Verschattungen durch Bäume und Sträucher frei. Diese 
Tätigkeit erfolgt im Rahmen der naturschutzrechtlichen Vor-
schriften. Die Kosten dafür trägt die Vermieterin. 
 

(3) Die Vermieter haben die Mieterin rechtzeitig in Kenntnis zu 
setzen, wenn  
 

 1. Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Beschaffenheit 
des Daches nicht mehr geeignet ist, die Sicherheit und 
Standfestigkeit der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage 
zu gewährleisten, 
 

 2. die Vermieterin Dachreparaturen oder andere bauliche 
Maßnahmen an dem Dach durchzuführen beabsichtigt. 
 

(4) Treten während der Vertragslaufzeit Schäden oder Mängel an 
den betreffenden Dachflächen oder der Solaranlage oder von 
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den betreffenden Dachflächen oder von der Solaranlage aus-
gehende Schäden oder Mängel auf, werden sich die Vertrags-
parteien über das weitere Vorgehen abstimmen. Bestehen 
Zweifel an der Schadensursache und bzw. oder der Art ihrer 
Beseitigung, schaltet die Vermieterin zur Klärung einen unab-
hängigen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständi-
gen ein. Die Mängel- und bzw. oder Schadensbeseitigung er-
folgt sodann unverzüglich durch die Schadensverursacherin. 
Sie trägt auch deren Kosten sowie die Kosten des Sachver-
ständigengutachtens. Kann keine Schadensverursacherin er-
mittelt werden, trägt der Vermieter sämtliche lt. § 3 Abs. 4 
entstehenden Kosten in Bezug auf die betreffenden Dachflä-
chen und die Mieterin trägt die Kosten in Bezug auf die Solar-
anlage. 

 

 

§ 4 

Vertragslaufzeit 

 

(1) Das Mietverhältnis beginnt mit Vertragsabschluss und wird für 
die Dauer von 20 Jahren und einem Monat ohne Berücksichti-
gung des Inbetriebnahmejahres (§ 1 EEG) fest abgeschlossen 
(Festvertragszeit).  
Dieser Nutzungsvertrag endet also am 31.01.2030.  
 

(2) Die Fertigstellung und Inbetriebnahme der Solarstrom-Bür-
gerbeteiligungsanlage samt Nebenanlagen hat bis spätestens 
9 Monate nach Vertragsunterzeichnung zu erfolgen.  
 

(3) Das Gestattungsverhältnis setzt sich nach Ablauf der Festver-
tragszeit auf unbestimmte Zeit fort und kann dann jederzeit 
von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer Frist von 
6 Monaten zum Ende eines Kalendermonats schriftlich gekün-
digt werden. 

 

 

§ 5 

Rückgabe des Gestattungsgegenstandes 

 

(1) Nach Ablauf von 20 Jahren ohne Berücksichtigung des Inbe-
triebnahmejahres (§ 1 EEG) besteht für die Vermieter erst-
mals die Option, die Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage –  
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sofern dieses von der Mieterin angeboten wird – zu dem je-
weiligen Restwert zu erwerben. Der Restwert zu diesem Zeit-
punkt je kWp elektrische Anlagennennleistung wird durch die 
Vertragsparteien einvernehmlich und bei fehlender Einigung 
durch einen unabhängigen Sachverständigen bestimmt. Die 
Kosten für einen ggf. beauftragten Sachverständigen tragen 
die Vertragsparteien jeweils zur Hälfte. Sollten die Vertrags-
parteien sich nicht auf einen Sachverständigen einigen kön 
nen, wird hierzu eine Kommission der Industrie- und Handels-
kammer einberufen. 
 

(2) Mit dem Eigentumsübergang gehen alle Rechte und Pflichten 
aus der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage auf die Vermie-
terin über.  
 

(3) Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses ohne Übereignung 
der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage auf die Vermieterin 
hat die Mieterin alle von ihr angebrachten sichtbaren Anlagen-
teile zu entfernen und den ursprünglichen Zustand unter Be-
rücksichtigung einer auch ohne die Anlage entstandenen 
Wertminderung wieder herzustellen. Alle in diesem Zusam-
menhang entstehenden Kosten trägt die Mieterin. Der Miete-
rin werden beim Abbau der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsan-
lage die in ihrem Eigentum stehenden Gegenstände ausge-
händigt. 
 

(4) Unter Putz verlegte Leitungen stehen bei Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses im Eigentum der Vermieter. Die Mieterin ist 
nicht verpflichtet, Leitungen zu entfernen, die optisch nicht 
erkennbar sind. Die Mieterin ist nur verpflichtet, den ur-
sprünglichen Zustand der Wände, Tapeten u. ä. wieder herzu-
stellen, soweit die Leitungen über Putz gelegt worden sind. 
 

(5) Im Zuge der für die Wiederherstellung des vorherigen Zu-
standes der Sporthalle notwendigen Arbeiten können die Ver-
mieter für die Schlussabnahme ein Ingenieurbüro beauftra-
gen. Alle mit der Wiederherstellung erforderlichen Arbeiten 
werden durch eine Fachfirma ausgeführt; sämtliche Kosten 
trägt die Mieterin. 
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§ 6 

Dachnutzungsentgelt und Mietzins 

 

(1) Die Mieterin zahlt für die Überlassung des in § 1 Abs. 1 ge-
nannten Standortes für den Betrieb einer Solarstrom-Bürger-
beteiligungsanlage ein Dachnutzungsentgelt. Es beträgt jähr-
lich 0,50 Prozent der erwirtschafteten Netto-Einspeisevergü-
tung. Das Dachnutzungsentgelt wird als jährliche Dachmiete 
jeweils zum 31.01. rückwirkend für das vorhergehende Kalen-
derjahr – beginnend ab dem 31.01.2011 für 2010 – fällig. 
Hierfür ist die Bemessungsgrundlage die tatsächlich erwirt-
schaftete Netto-Einspeisevergütung. Die Mieterin legt der Ver-
mieterin die gemäß EEG vorgeschriebene Jahresabrechnung 
mit dem zuständigen Netzbetreiber als Nachweis vor. 
 

(2) Das Dachnutzungsentgelt ist zu zahlen an: 
Kontoinhaber: Amtskasse Moorrege 
Kontonummer: 43557090 
Kreditinstitut: VR Bank Pinneberg eG  
BLZ 221 914 05 
zur Kassenzeichen: 563.150  
Das Amt sorgt für eine anteilsmäßige Verteilung 
des Ertrages. 
 

 

 

§ 7 

Zugangsregelung zur Solarstrom-

Bürgerbeteiligungsanlage 

 

(1) Zur Wartung und zur Installation der Solarstrom-Bürgerbetei-
ligungsanlage erhält die Mieterin ein Zutrittsrecht zur Solar-
strom-Bürgerbeteiligungsanlage und zu den anderen Installa-
tionen. Die Aushändigung eines Hausschlüssels an die Miete-
rin für das Vertragsobjekt erfolgt nicht. Bei Wartung oder 
Störfällen außerhalb der normalen Öffnungszeiten der Sport-
halle ist daher die Zugangsmöglichkeit direkt mit dem Haus-
meister der Grundschule Holm, Herrn Ladiges, Mobiltelefon 
0175 4062898, zu regeln. 
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§ 8 

Regelungen bei baulichen Veränderungen und  

Reparaturen an dem Gebäude 

 

(1) Im Falle einer Dachreparatur oder eines Dachausbaues durch 
die Vermieter stellt diese der Mieterin im Rahmen der dann 
bestehenden Möglichkeiten geeignete Dachflächen auf dem-
selben oder auf anderen Gebäudekomplexen zur Verfügung. 
 

(2)  Sämtliche evtl. anfallenden Kosten gem. § 8 Abs. 1 trägt die 
Mieterin, insbesondere die Kosten für den Abbau der Solar-
strom-Bürgerbeteiligungsanlage, den Ertragsausfall und die 
Kosten für den Anlagenwiederaufbau. 
 

(3) Dachreparaturen werden die Vermieter nach Möglichkeit im 
ertragsarmen Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. März vorneh-
men. Reparaturen und Unterhaltungsarbeiten an der Solaran-
lage sollen möglichst außerhalb von Sonn- und Feiertagen 
zwischen 8:00 und 18:00 Uhr erfolgen. 
 

(4) Nach Beendigung der Dacharbeiten ist die Mieterin zu infor-
mieren. Die Vermieter verpflichten sich, der Neuinstallation 
der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage zuzustimmen. 
 

(5) Sollte ein Abriss und Neuaufbau der Sporthalle durch die glei-
chen Vermieter erfolgen, so gestatten die Vermieter die Neu-
installation der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage. 
 

(6) Jegliche Schadensersatzansprüche gegen die Vermieter (z. B. 
Ersatzansprüche wegen eines evtl. eingetretenen Ertrags-
ausfalles) scheiden aus. 
 

 

 

§ 9 

Haftungsausschlussvereinbarung 

 

(1) Die Mieterin haftet gegenüber den Vermietern für alle Schä-
den, die im Zusammenhang mit der Installation, dem Betrieb 
und dem Abbau der vorgenannten Solarstrom-
Bürgerbeteiligungsanlage entsprechend den gesetzlichen Vor-
schriften entstehen.  
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(2) Die Mieterin wird im Umfang ihrer Haftung die Vermieterin 

von etwaigen Haftungsansprüchen ihrer Beauftragten oder 
Dritter freihalten, die im Zusammenhang mit der Benutzung 
der überlassenen Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage sowie 
der Zugänge und Zufahrten zu den Räumen und Anlagen ste-
hen. 
 

(3) Aus diesen Gründen ist die Mieterin verpflichtet, eine Betrei-
berhaftpflicht-Versicherung (inkl. einer Versicherung gegen 
Allmählichkeits- und Mietsachschäden) für die von der Solar-
strom-Bürgerbeteiligungsanlage ausgehenden Gefahren ge-
genüber Dritten einschließlich der Vermieterin abzuschließen. 
Diese Betreiberhaftpflichtversicherung ist den Vermietern bei 
Inbetriebnahme der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage vor-
zulegen. 
 

(4) Sollte die Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage durch einen 
Dritten beschädigt worden sein und die Vermieterin einen 
Schadensersatzanspruch gegen den Dritten haben, so ver-
pflichtet sich die Vermieterin, ihren Anspruch insoweit der 
Mieterin abzutreten (Drittschadensliquidation). 
 

(5) Die Vermieterin nimmt die Solarstrom-Bürgerbeteiligungsan-
lage nicht in ihre Gebäudeversicherung mit auf. Bei einem 
dennoch erfolgenden Anstieg der Versicherungsprämie durch 
die Installation der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage trägt 
die Mieterin den jährlichen Differenzbetrag zur Höhe der vor-
her gültigen Versicherungsprämie. 
 

(6) Die Vermieter haftet der Mieterin nur für die von den Vermie-
tern, ihren Erfüllungsgehilfen oder gesetzlichen Vertretern zu 
verantwortenden vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Schä-
den, sowie Schäden am Vermögen, Leben und Gesundheit, 
die vorsätzlich oder fahrlässig verursacht werden. Die Vermie-
ter haften auch nicht für durch Dritte verursachte Vandalis-
musschäden. 
 

 

 

§ 10 

Außerordentliche Kündigung 

 

(1) Beide Vertragsparteien haben das Recht, von diesem Vertrag 
zurückzutreten, falls nicht 9 Monate nach Vertragsabschluss 
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(Auftragserteilung) mit der Installation der Solarstrom-Bür-
gerbeteiligungsanlage begonnen wurde. 
 

(2) Die Vermieter behälten sich das Recht vor, den Nutzungsver-
trag vorzeitig zu kündigen, falls die Dachflächen zwingend ei-
ner betriebsnotwendigen Nutzungsänderung durch die Ver-
mieterin unterliegen und diese neue Nutzung ein dauerhaftes 
Belassen der Solarstrom-Bürgerbeteiligungsanlage auf den 
betreffenden Dächern nicht mehr zulässt. Die Kündigung hat 
schriftlich mit einer einmonatigen Frist zum Quartalsende zu 
erfolgen. Die Rückbaukosten und 50 % der Ertragsausfallkos-
ten übernimmt in diesem Fall die Vermieterin. Soweit möglich 
soll vorrangig auch im vorgenannten Fall der § 8 Abs. 1 (Er-
satzgestellung) Anwendung finden; die Vermieterin trägt dann 
jedoch nur die Ab- und Wiederaufbaukosten. Im Übrigen ist 
die Vermieterin nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
oder bei höherer Gewalt zur Kündigung berechtigt. Ansprüche 
zwischen den Parteien richten sich dann nach der gesetzlichen 
Situation. § 5 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 
 

(3) Die Mieterin hat das Recht zur außerordentlichen Kündigung 
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, insbesondere falls: 
 

 1.  Die Vermieter ohne vorherige Zustimmung der Mieterin 
sonstige Maßnahmen treffen, die zu einer nachhaltigen 
Leistungsminderung der Solarstrom-
Bürgerbeteiligungsanlage führen. Die Mieterin kann in 
diesem Falle wahlweise die Solarstrom-
Bürgerbeteiligungsanlage und deren Komponenten voll-
ständig entfernen oder auf den Dachflächen des Gebäu-
dekomplexes belassen. Kosten für die Mieterin dürfen da-
bei nicht entstehen. 

 2. Aus anderen Gründen ein wirtschaftlicher Betrieb der So-
larstrom-Bürgerbeteiligungsanlage nicht mehr gewähr-
leistet ist. In diesem Fall hat die Mieterin die Solarstrom-
Bürgerbeteiligungsanlage vollständig zu entfernen, es gilt 
§ 5 Abs. 3 und 4 entsprechend. Der Vermieterin dürfen 
dabei keine Kosten entstehen. 
 

 Die außerordentliche Kündigung hat schriftlich mit einer 14-
tägigen Frist zum 15. eines Monats zu erfolgen. 
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§ 11 

Rechtsnachfolge 

 
(1) Die Mieterin hat nur bei schriftlicher Zustimmung der Vermie-

ter das Recht, ihre Ansprüche aus diesem Vertrag, insbeson-
dere die beschränkte persönliche Dienstbarkeit nach § 1 Abs. 
4 abzutreten sowie ihre Rechte und Pflichten an Dritte zu 
übertragen. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, 
wenn der Dritte nicht genügend Sicherheit für die Erfüllung 
der Pflichten aus diesem Vertrag bietet oder wenn begründete 
Einwendungen gegen die finanzielle oder technische Leis-
tungsfähigkeit als Rechtsnachfolger in diesen Vertrag beste-
hen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn nicht innerhalb 
zweier Monate nach schriftlicher Mitteilung über die beabsich-
tigte Übertragung schriftlich widersprochen wird.  
 

(2) Alle Rechte und Pflichten beider Vertragsparteien gelten auch 
zu Gunsten oder zu Lasten etwaiger Rechtsnachfolger, d. h. 
die Vertragsparteien verpflichten sich, diese jeweiligen ver-
traglichen Verpflichtungen inkl. dieser Regelung etwaigen 
Rechtsnachfolgern aufzuerlegen. Unterlässt ein Vertragspart-
ner dies, haftet er für die dem anderen Vertragspartner und 
seinen Auftraggebern dadurch entstehenden Nachteile. 
 

 

 

§ 12 

Regelung des Datenzugriffs 

 
Die Mieterin erklärt sich einverstanden, während der gesamten Ver-
tragslaufzeit Daten in vollem Umfang zur Verfügung zu stellen. 

 

 

§ 13 

Ungültigkeit einzelner Vertragsbestimmungen 

 
(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages oder Teile 

des Vertrages einschließlich seiner Anlagen und evtl. abge-
schlossene Nachtragsverträge rechtsunwirksam sein oder 
werden oder sollten sich in diesem Vertrag Lücken ergeben, 
so bleiben die übrigen Vertragsvereinbarungen weiterhin gül-
tig. 
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(2) Die Vertragspartner verpflichten sich, die unwirksame Be-
stimmung rückwirkend ab dem Zeitpunkt der Unwirksamkeit 
durch eine neue, ihrem wirtschaftlichen Erfolg möglichst nahe 
kommende Bestimmung zu ersetzen oder die Vertragslücke 
durch eine angemessene Regelung zu schließen. Diese Rege-
lung soll die Vorstellungen erfüllen, die beide Vertragsparteien 
dem Sinn und Zweck des Vertrages entsprechend gewollt ha-
ben würden, sofern sie die nicht getroffene Regelung bedacht 
hätten. Soweit keine besonderen Vereinbarungen getroffen 
sind, gelten die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches. 
 

 

 

§ 14 

Vertragsänderungen und Vertragsergänzungen 

 

(1) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der 
Schriftform. 
 

(2) Rechtsgestaltende Erklärungen sowie Mitteilungen bedürfen 
ebenfalls der Schriftform. 
 

 

 

§ 15 

Erfüllungsort /Gerichtsstand 

 

Erfüllungsort ist Holm; ansonsten gilt für Streitigkeiten aus diesem 
Vertrag der Gerichtsstand Pinneberg. 

 

 

§ 16 

Anlagen 

 

Alle aufgeführten Anlagen sind wesentliche Bestandteile dieses Ver-
rages. t

 
Vorläufige Lageskizze (Anlage 1), später Plan mit Lage der Solar-
strom-Bürgerbeteiligungsanlage (mit Größenangaben), Verlauf der 
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Anschlussleitungen sowie Installationsort für die sonstigen Anlagen-
teile (insbesondere Wechselrichter und Stromzähler) 
 
 
__________________ 
 
 
Für die Gemeinde Holm:  Für die Bürgersolar  

Gemeinde Holm GbR: 
 
 
Holm, den      ..2009    Holm, den      .. 2009 
 
 
 
 
___________________   ______________________ 
Bürgermeister     Vorstandsvorsitzender 
Walter Rißler      Dr. Olav Vollstedt 
 
 
Für den TSV Holm von 1910 e.V.: 
 
 
Holm, den      ..2009  

               
        
 
________________ _______--__                             ______________________ 
Peter Looks                                                      Heidi Ristow 
Vorsitzender                                                   stv. Vorsitzende 
 
 
 
 
Diese Ergänzungen wurden von mir eingefügt ! 
 
  



 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 219/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 11.06.2009
Bearbeiter: Ralf Borchers AZ: 7/563.45

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 16.06.2009 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Antrag für eine Basketballanlage 
 
Sachverhalt: 
 
Zurzeit ist das Basketballspielen in Holm nur in der Sporthalle im Rahmen des Vereinssports 
möglich. Eine frei zugängliche Basketballanlage zur allgemeinen Freizeitnutzung ist nicht 
vorhanden. 
 
 
Stellungnahme: 
 
Als geeignete Außenfläche bietet sich die vorhandene Bitumenfläche der alten Schlittschuh-
bahn bei der Halfpipe der Sportplatzanlage an. Hier könnte eine Streetballfeldfläche von ca. 
zehn mal zehn Meter entstehen. Die Streetballanlage besteht aus einem halben Feld mit Halb-
kreis und Freiwurflinie und hat einen Korb.  
 
 
Finanzierung: 
 
Korbanlage:               1.500,- 
Transportkosten:      100,- 
Fundament incl. Montage:     500,- 
Herstellung der Linien:     400,- 
In €:                2.500,-  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss bewilligt den Antrag und beschließt die Durchführung der beschriebenen 
Maßnahme in diesem Jahr. Die außerplanmäßige Ausgabe in der Höhe von € 2.500,- wird im 
Vermögenshaushalt durch eine Entnahme aus der allgemeinen Rücklage gedeckt.  
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___________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen:  
 
Der Antrag 
Eine Zeichnung der Streetballanlage 
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 221/2009/HO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 15.06.2009
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Holm 25.06.2009 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 02.07.2009 öffentlich 

 
Antrag der CDU-Fraktion auf Aufstellung einer 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 16 (Rehnaer Straße) 
 
Sachverhalt: 
Die CDU-Fraktion hat beantragt, den vorhandenen Bebauungsplan Nr. 16 dahingehend zu 
ändern, dass die derzeit vorhandene und als Parkanlage/öffentliche Grünfläche ausgewiesene 
Freifläche als Fläche für einen Spielplatz ausgewiesen wird. Für diese Änderung wäre ein 
förmliches Änderungsverfahren notwendig. 
 
Stellungnahme: 
Sofern es gemeindlicher Wunsch ist, auf der Grünfläche einen Kinderspielplatz zu errichten, 
sollte der Bebauungsplan geändert werden.  
 
 
Finanzierung: 
Für die Änderung des Bebauungsplanes entstehen Planungskosten, die in der Kürze der Zeit 
noch nicht ermittelt, jedoch auf nicht mehr als 3.000 EUR geschätzt werden. Die Planungs-
kosten müssten bei Haushaltsstelle 61000.650000 nachträglich eingeplant werden.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Für das Gebiet südlich der Straße „Im Sande“, östlich der „Rehnaer Straße“ und 
nordwestlich der vorhandenen Bebauung der Straße „Am Meierhof“ wird eine 1. Än-
derung des Bebauungsplanes mit der Nr. 16 aufgestellt.  
Es werden folgende Planungsziele verfolgt: 
  

 Ausweisung eines Spielplatzes nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 Baugesetzbuch 
 

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB). 
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3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs soll das Planungsbüro Elbberg, Falkenried 

74a, 20251 Hamburg, mit der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschreitenden Unterrichtung der 
Gemeinden und Behörden soll ebenfalls das Planungsbüro Elbberg, Falkenried 74a, 
20251 Hamburg beauftragt werden. 

 
4. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentlichen Be-

lange und die Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs. 1 BauGB) soll in einem 
Scoping-Termin erfolgen. 

 
5. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung über die allgemei-

nen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB soll im Rahmen ei-
ner Einwohnerversammlung durchgeführt werden. 

  
  
 
 
 
___________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen: 

- Antrag 
- Lageplan 
- Auszug B-Plan 
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